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Neues aus der Rechtsprechung 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall – Einheit des 

Verhinderungsfalls 

Der Entgeltfortzahlungsanspruch nach § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG erfordert, 

dass ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner 

Arbeitsleistung verhindert wird, ohne dass ihn ein Verschulden trifft. Die-

ser Anspruch ist auf die Dauer von sechs Wochen begrenzt. Dies gilt nach 

dem Grundsatz der Einheit des Verhinderungsfalls auch dann, wenn wäh-

rend einer bestehenden Arbeitsunfähigkeit eine neue Krankheit auftritt, die 

ebenfalls die Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat. 

§ 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG gewährt dem Arbeitnehmer einen gesetzli-

chen Entgeltfortzahlungsanspruch, auch wenn der Arbeitnehmer 

nicht seine Arbeitsleistung erbringt. Voraussetzung für diesen ge-

setzlichen Entgeltfortzahlungsanspruch ist, dass der Arbeitnehmer 

durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Erbringung seiner 

Arbeitsleistung gehindert wird, ohne dass ihn ein Verschulden trifft. 

Der Anspruch wird grundsätzlich für eine Dauer von sechs Wochen 

gewährt. 

Jede neue Erkrankung des Arbeitnehmers, die zur Arbeitsunfähig-

keit führt, begründet einen neuen Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 

Eine solche neue Erkrankung liegt dann vor, wenn die Krankheit eine 

andere Ursache hat und nicht auf denselben Grundlagen beruht. 

Besonderheiten bestehen dann, wenn sich die verschiedenen zur Ar-

beitsunfähigkeit führenden Erkrankungen zeitlich überlappen. Er-

krankt ein Arbeitnehmer während einer bestehenden krankheitsbe-

dingten Arbeitsunfähigkeit an einer neuen Krankheit, so geht die 

Rechtsprechung davon aus, dass es sich hierbei um eine einheitliche 

Arbeitsunfähigkeit handelt. Durch die neue Erkrankung wird also 

kein neuer Entgeltfortzahlungsanspruch ausgelöst, sog. Grundsatz 

der Einheit des Verhinderungsfalls.  

In diesem Feld spielte auch der am 31.01.2024 entschiedene Fall des 

LAG Mecklenburg-Vorpommern (Az. 2 Sa 20/23): 
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Die klagende Arbeitnehmerin war im Zeitraum zwischen dem 

06.10.2021 und 16.01.2022 (Sonntag) aufgrund einer neurologischen 

Erkrankung arbeitsunfähig. Am Samstag, dem 15.10.2021 übergab 

sie die erste Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung für den Zeitraum 

vom 06.10.2021 bis 07.11.2021. Die am 17.01.2022 eingereichte Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigung erstreckte sich auf den Zeitraum 

17.01.2022 bis 31.01.2022. Die Klägerin teilte der beklagten Arbeitge-

berin bereits am 15.10.2021 mit, dass sie sich in onkologische Behand-

lung begeben müsse. Die Klägerin reichte zudem eine ärztliche Be-

scheinigung vom 16.01.2022 ein, wonach die neurologische Behand-

lung am 16.01.2022 beendet worden sei. 

Die Klägerin war der Auffassung, dass ab dem 17.01.2022 ein neuer 

Sechs-Wochen Zeitraum begonnen habe, für den der Entgeltfortzah-

lungsanspruch gegolten habe. Sie hat behauptet, dass die neurologi-

sche Erkrankung, aufgrund derer sie bis zum 16.01.2022 arbeitsunfä-

hig war, ausgeheilt gewesen sei. Ab dem 17.01.2022 habe eine Che-

motherapie begonnen, die zwingend zur Arbeitsunfähigkeit geführt 

habe. Während der neurologischen Untersuchung sei zunächst der 

Verdacht, dann die Diagnose einer Tumorerkrankung erhoben wor-

den. Es habe jedoch nicht die Diagnose einer Erkrankung zur Ar-

beitsunfähigkeit ab dem 17.01.2022 geführt, sondern die ab diesem 

Zeitpunkt eingeleitete Chemotherapie. 

Die Beklagte vertrat die Auffassung, dass die Erkrankung, die zur 

Arbeitsunfähigkeit ab dem 17.01.2022 geführt habe, bereits vor die-

sem Zeitpunkt bestanden habe und die erste Erkrankung nicht am 

16.01.2022 ausgeheilt gewesen sei. Die Klägerin sei vielmehr durch-

gehend erkrankt gewesen. 

Die Klage auf den Entgeltfortzahlungsanspruch wurde in erster In-

stanz abgewiesen. Auch in zweiter Instanz wurde die Berufung der 

Klägerin zurückgewiesen. Die Arbeitsunfähigkeit ab dem 17.01.2022 

habe keinen neuen Entgeltfortzahlungsanspruch begründet. Der Klä-

gerin sei es nicht gelungen, zu beweisen, dass die neue Erkrankung 

erst zu einem Zeitpunkt die Arbeitsunfähigkeit ausgelöst hat, zu dem 

die vorangegangene krankheitsbedingte Arbeitsverhinderung be-

reits beendet war. 

Die Klägerin trifft insoweit jedoch die Darlegungs- und Beweislast. 

Die Beklagte hat bestritten, dass die Arbeitsunfähigkeit infolge der 

ersten (neurologischen) Erkrankung beendet war, bevor die Arbeits-

verhinderung wegen der zweiten (onkologischen) Erkrankung am 
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17.01.2022 aufgetreten ist. Meldet sich der Arbeitnehmer in unmittel-

barem Anschluss an den ausgeschöpften Sechs-Wochen-Zeitraum er-

neut mit einer Erstbescheinigung arbeitsunfähig krank und bestreitet 

der Arbeitgeber unter Berufung auf den Grundsatz der Einheit des 

Verhinderungsfalls, dass die Arbeitsunfähigkeit infolge der „neuen“ 

Krankheit erst jetzt eingetreten sei, hat der Arbeitnehmer als an-

spruchsbegründende Tatsache darzulegen und im Bestreitensfall zu 

beweisen, dass die neue Arbeitsunfähigkeit erst zu einem Zeitpunkt 

eingetreten ist, zu dem die erste krankheitsbedingte Arbeitsverhin-

derung bereits beendet war. 

Eine Einheit des Verhinderungsfalls liegt dann nicht vor, wenn ein 

Arbeitnehmer zwischen zwei Krankheiten tatsächlich arbeitet oder 

wenn er zwischen den beiden Krankheiten arbeitsfähig war, tatsäch-

lich aber nicht arbeiten konnte, weil er nur wenige, außerhalb der Ar-

beitszeit liegende Stunden arbeitsfähig war. 

Für die Darlegung und den Nachweis von Beginn und Ende einer auf 

einer bestimmten Krankheit beruhenden Arbeitsunfähigkeit könne 

sich der Arbeitnehmer zunächst auf die Arbeitsunfähigkeitsbeschei-

nigung stützen. Bringe der Arbeitgeber jedoch gewichtige Indizien 

vor, dass sich die Erkrankungen überschneiden können, so sei der 

Beweiswert der ersten Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung erschüt-

tert. Der Arbeitnehmer müsse dann vollen Beweis dafür erbringen, 

dass die erste Arbeitsunfähigkeit bereits beendet war, bevor die er-

neute Arbeitsunfähigkeit eingetreten ist. 

Ein wichtiges Indiz für die Einheit des Verhinderungsfalls liege vor, 

wenn die bescheinigten Arbeitsverhinderungen zeitlich unmittelbar 

aufeinander folgten oder wenn zwischen ihnen lediglich ein für den 

erkrankten Arbeitnehmer arbeitsfreier Tag oder ein arbeitsfreies Wo-

chenende liege. In diesen Fällen sei es dem Arbeitgeber nahezu un-

möglich, konkrete Anhaltspunkte zur Erschütterung des Beweis-

werts der ärztlichen Bescheinigungen vorzutragen. Es sei deshalb 

dem Arbeitnehmer zuzumuten, die Behauptung, es lägen voneinan-

der zu trennende Verhinderungsfälle vor, durch konkreten Vortrag 

zu den Krankheitsursachen sowie zum Ende bzw. Beginn der jewei-

ligen Arbeitsunfähigkeit zu konkretisieren und hierfür gegebenen-

falls vollen Beweis zu erbringen. 

Diese Anforderungen hat die Klägerin im hiesigen Fall nicht erfüllt. 

Sie habe nicht dargelegt, dass die erste (neurologische) Erkrankung 

ab dem 17.01.2022 ausgeheilt gewesen sei. Sie habe lediglich dafür 

Beweis angeboten, dass die Behandlung am 16.01.2022 abgeschlossen 
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worden sei. Dies sei aber nicht damit gleichzustellen, dass die Er-

krankung auch ausgeheilt gewesen sei. 

Das Urteil des LAG Mecklenburg-Vorpommern reiht sich damit in 

die höchstrichterliche Rechtsprechung ein. Das Gericht fordert eine 

nachvollziehbare Darlegung der Tatsachen, dass eine neue, die Ar-

beitsunfähigkeit begründende, Erkrankung vorliegt. Dieser substan-

tiierte Vortrag muss sich sowohl auf das Ende der ersten krankheits-

bedingten Arbeitsunfähigkeit als auch auf den Beginn der neuen zur 

Arbeitsunfähigkeit führenden Erkrankung beziehen. 
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